
 

 
 

  
 

Ausgangslage 
 
Nach Auftreten des neuartigen Coronavirus in China 
und den USA hat die Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) am 30. Januar 2020 den internationalen Ge-
sundheitsnotstand ausgerufen. Die Zahl der Infizierten 
steigt weiter und auch in Deutschland sind erste Infek-
tionen mit dem Virus bestätigt worden. Das Auswärtige 
Amt hat eine Teilreisewarnung für China ausgespro-
chen, die die Provinz Hubei umfasst.  
 
Eine Pandemie kann Auswirkungen auf das Wirtschafts-
geschehen in Deutschland haben. Von ihrer Intensität 
hängt es ab, wie stark Betriebe im Einzelnen erfasst 
werden und ob Arbeitsabläufe im gewohnten Umfang 
sichergestellt bleiben. Ebenso stellt sich die Frage, wel-
che Auswirkungen das Virus für den Einsatz von Arbeit-
nehmern außerhalb Deutschlands hat.  
 
Die folgenden Ausführungen geben einen Überblick 
über arbeitsvertraglichen Folgen, wenn Arbeitnehmer 
wegen des Coronavirus nicht beschäftigt werden und 
über die Auswirkungen auf Entsendungen von Arbeit-
nehmern in das Ausland. Zudem wird dargestellt, wel-
che Vorbereitungshandlungen getroffen werden kön-
nen, um innerbetriebliche Folgen möglichst einzugren-
zen und auch datenschutzrechtliche Aspekte werden 
erörtert. 
 
I. Arbeitsverhältnisse in Deutschland 
 
Nach Ausbruch einer neuartigen Virus-Erkrankungs-
welle stellen sich unterschiedliche arbeitsrechtliche Fra-
gen, die die gegenseitigen Verpflichtungen aus dem 
Arbeitsvertrag betreffen. 
 
1. Arbeitspflicht 
 
Die Pflicht zur Arbeitsleistung wird grundsätzlich nicht 
berührt. Dem nicht erkrankten Arbeitnehmer steht kein 
generelles Zurückbehaltungsrecht zu, weil sich die 
Wahrscheinlichkeit einer Ansteckung z. B. auf dem Weg 
zur Arbeit oder durch Kontakte am Arbeitsplatz erhöht. 
Er ist weiterhin verpflichtet, die ihm übertragenen Auf-
gaben zu erfüllen, sowie den Anordnungen der Vorge-
setzten Folge zu leisten. 
 

Ein Zurückbehaltungsrecht nach § 273 Abs. 1 BGB 
kommt für in Deutschland tätige Arbeitnehmer bei der 
Rückkehr eines Mitarbeiters aus einer gefährdeten Re-
gion - einer Region, die von einer Reisewarnung betrof-
fen ist - ebenfalls nicht in Betracht. Auf Wunsch des in 
Deutschland tätigen Arbeitnehmers kann der Arbeitge-
ber diesen ohne Bezahlung freistellen. Der Arbeitgeber 
ist bei dieser Entscheidung frei.  
 
2. Mitteilungsobliegenheiten des Arbeitnehmers 
 
Der Arbeitgeber kann im Rahmen seiner arbeitsrechtli-
chen Fürsorgepflicht bei erkennbaren Risiken verpflich-
tet sein, mögliche Ansteckungen durch zurückkeh-
rende Arbeitnehmer über Aufklärungs- und Vorsichts-
maßnahmen zu verhindern. 
 
Insoweit ist der Arbeitgeber berechtigt, aus einem Aus-
landaufenthalt, insbesondere aus dem Urlaub, zurück-
kehrende Arbeitnehmer daraufhin zu befragen, ob sie 
sich in einer gefährdeten Region oder an Orten mit ei-
nem deutlich erhöhten Ansteckungsrisiko aufgehalten 
haben. Der Anspruch ist dabei regelmäßig auf eine Ne-
gativauskunft beschränkt.  
 
Der Arbeitnehmer ist nicht verpflichtet, Auskunft über 
den genauen Aufenthaltsort, insbesondere Urlaubsort, 
zu geben. Der Arbeitgeber kann eine betriebsärztliche 
Untersuchung eines zurückgekehrten Mitarbeiters an-
ordnen, sofern er hieran ein berechtigtes Interesse hat. 
Ein solches Interesse muss das Selbstbestimmungs-
recht und die körperliche Unversehrtheit des Mitarbei-
ters stets überwiegen. Dies ist anhand einer umfassen-
den Abwägung aller maßgeblichen Umstände des Ein-
zelfalles zu prüfen. 
 
So kann das berechtigte Interesse des Arbeitgebers an 
der betriebsärztlichen Untersuchung die geschützten 
Interessen des Arbeitnehmers überwiegen, wenn der 
Arbeitnehmer besonderen Ansteckungsrisiken ausge-
setzt war. Davon ist regelmäßig dann auszugehen, 
wenn sich der Arbeitnehmer in einer gefährdeten Re-
gion aufgehalten hat, für die eine Reisewarnung des 
Auswärtigen Amts ausgesprochen worden war und der 
Arbeitnehmer an Orten mit erhöhtem Reise- und Pub-
likumsverkehr wie Flughäfen und Bahnhöfen zugegen 
war.  
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Das kann auch dann gelten, wenn aufgrund der kon-
kreten Situation am Ort der Reise ein deutlich erhöhtes 
Ansteckungsrisiko besteht und die in Rede stehende 
Erkrankung sich durch ein besonders hohes Anste-
ckungsrisiko auszeichnet.  
 
Darüber hinaus kann der Arbeitgeber die Freistellung 
ohne oder gegen den Willen seines Arbeitnehmers er-
klären. Auf die Weise entbindet der Arbeitgeber den 
betroffenen Arbeitnehmer von seiner Leistungspflicht 
und verweigert ihm den Zugang zum Betrieb. Dies setzt 
voraus, dass das Suspendierungsinteresse des Arbeit-
gebers das Interesse des Arbeitnehmers an einer ver-
tragsgemäßen Beschäftigung überwiegt und wird auf 
die Einhaltung arbeitsschutzrechtlicher Vorschriften 
(§ 4 Nr. 1 ArbSchG) und die arbeitsrechtliche Fürsorge-
pflicht (§ 241 Abs.2 BGB) gestützt. 
 
Das Suspendierungsinteresse überwiegt regelmäßig, 
wenn der Arbeitgeber Grund für die Annahme einer ar-
beitsunfähigen Erkrankung hat, obwohl sich der Arbeit-
nehmer selbst als gesund ansieht. Daneben ist eine ein-
seitige Freistellungserklärung durch den Arbeitgeber 
möglich, wenn von dem Arbeitnehmer eine Gesund-
heitsgefahr für andere Arbeitnehmer oder Kunden aus-
geht. Hierfür genügt der konkrete Verdacht der Infizie-
rung mit einer ansteckenden Krankheit wie dem 
Coronavirus und kann darauf gestützt werden, dass 
sich der Arbeitnehmer  in einer  gefährdeten  Region 
oder an Orten mit einem deutlich erhöhten Anste-
ckungsrisiko aufgehalten hat. 
 
3. Vergütungsanspruch 
 
Stellt der Arbeitgeber den Arbeitnehmer wegen einer 
konkreten Infektionsgefahr einseitig frei, so ist dem Ar-
beitnehmer die Leistungserbringung unmöglich und 
die Vergütungspflicht des Arbeitgebers entfällt grund-
sätzlich nach § 326 Abs.1 S.1 BGB. Nach Ansicht des 
BGH lebt nach § 616 BGB der Vergütungsanspruch des 
Arbeitnehmers wieder auf (BGH, NJW 1979, 422, 424), 
sofern dies nicht einzelvertraglich ausgeschlossen wor-
den ist. Die von dem Betroffenen Arbeitnehmer ausge-
hende unverschuldete Ansteckungsgefahr stelle ein Ar-
beitshindernis dar. Der Arbeitgeber sei gegenüber sei-
nen übrigen Arbeitnehmern und gegenüber jedermann 
aus Gründen der allgemeinen Verkehrssicherungs-
pflicht verpflichtet, den Betrieb von Ansteckungsgefah-
ren freizuhalten. Den Arbeitgeber trifft die Lohnfortzah-
lungspflicht nach § 616 BGB allerdings nur, sofern sich 
die Verhinderung von vornherein auf einen verhältnis-
mäßig geringen Zeitraum beschränkt. Dies hängt von 
den Umständen des Einzelfalls ab.  

In diesem Zusammenhang geht der BGH grundsätzlich 
davon aus, dass die Höchstfrist für die Fortzahlung von 
Entgelt nach § 616 BGB im Fall einer Pandemie sechs 
Wochen betragen kann. 
 
a) Entgeltfortzahlungsanspruch 
 
Ist der Arbeitnehmer infolge der Viruserkrankung ar-
beitsunfähig, so hat er Anspruch auf Fortzahlung der 
Vergütung nach § 3 Abs.1 EFZG. Allerdings kommt ein 
Entgeltfortzahlungsanspruch nur dann in Betracht, 
wenn den Arbeitnehmer hinsichtlich der Erkrankung 
kein Verschulden trifft. 
 
Ein Verschulden kommt u.a. in Betracht, wenn der Mit-
arbeiter im Rahmen einer Privatreise gegen eine Reise-
warnung des Auswärtigen Amtes verstoßen hat. Der Ar-
beitnehmer ist verpflichtet, auf Verlangen des Arbeit-
gebers die für die Entstehung der Krankheit erhebli-
chen Umstände im Einzelnen darzulegen. Verletzt der 
Arbeitnehmer diese Mitwirkungspflichten, so geht dies 
zu seinen Lasten. 
 
Insoweit ist der Arbeitgeber berechtigt, aus einem pri-
vaten Auslandsaufenthalt zurückkehrende Arbeitneh-
mer daraufhin zu befragen, ob sie sich in einer gefähr-
deten Region oder an Orten mit einem deutlich erhöh-
ten Ansteckungsrisiko aufgehalten haben. Der An-
spruch ist dabei regelmäßig auf eine Negativauskunft 
beschränkt. Der Arbeitnehmer ist nicht verpflichtet, 
Auskunft über den genauen Aufenthaltsort zu geben. 
 
b) Leistungen der Unfallversicherung 
 
Versicherte, die sich in Deutschland im Rahmen ihrer 
versicherten Tätigkeit mit dem Coronavirus infizieren, 
stehen grundsätzlich unter dem Schutz der gesetzli-
chen Unfallversicherung. Dies dürfte derzeit in erster Li-
nie Krankenhauspersonal und damit Versicherte der 
BGW (Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege) betreffen. 
 
c) Behördliche Maßnahmen 
 
Im Falle des Ausbruchs einer Pandemie kann die zu-
ständige Behörde diverse Maßnahmen nach dem Infek-
tionsschutzgesetz (IfSG) treffen. Hervorzuheben sind 
dabei die Quarantäne und das berufliche Tätigkeitsver-
bot gemäß §§ 30, 31 IfSG. 
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Gemäß § 56 Abs. 1 IfSG erhält derjenige, der als Aus-
scheiden Ansteckungsverdächtiger, Krankheitsver-
dächtiger oder als sonstiger Träger von Krankheitserre-
gern im Sinne von § 31 Satz 2 IfSG beruflichen Tätig-
keitsverboten unterliegt oder unterworfen ist und 
dadurch einen Verdienstausfall erleidet, eine Entschä-
digung in Geld. Das Gleiche gilt für Personen, die als 
Ausscheider oder Ansteckungsverdächtige abgeson-
dert werden (Quarantäne), bei Ausscheiden jedoch nur, 
wenn sie andere Maßnahmen nicht befolgen können. 
Hinsichtlich der einzelnen Begriffsbestimmungen wird 
auf § 2 IfSG verwiesen. 
 
Die Entschädigung erfolgt in Höhe des Krankengeldes, 
das auch die gesetzliche Krankenkasse zahlen würde: 
Das sind 70 Prozent des Bruttogehalts, aber nicht mehr 
als 90 Prozent des Nettogehalts. Zudem ist die Summe 
auf 109,38 Euro pro Tag gedeckelt (Stand 2020).  
 
Gemäß § 56 Abs. 5 IfSG hat der Arbeitgeber für die 
Dauer des Arbeitsverhältnisses, jedoch längstens für 
sechs Wochen die Entschädigung anstelle der zustän-
digen Behörde auszuzahlen. Der Arbeitgeber hat dann 
gegen die Behörde einen Erstattungsanspruch gem. 
§ 56 Abs. 5 IfSG. Der Antrag ist gem. § 56 Abs. 11 IfSG 
innerhalb von drei Monaten nach Einstellung der ver-
botenen Tätigkeit oder dem Ende der Absonderung 
geltend zu machen. Gem. § 56 Abs. 12 IfSG ist dem Ar-
beitgeber ein Vorschuss zu gewähren. Im Übrigen wird 
die Entschädigung von der zuständigen Behörde auf 
Antrag der betreffenden Einzelperson gewährt. Nach 
der Rechtsprechung des BGH kommt ein solcher Ent-
schädigungsanspruch allerdings nur dann aus Billig-
keitsgründen in Betracht, wenn der Arbeitnehmer einen 
Entgeltausfall erleidet. Dies soll nicht der Fall sein, wenn 
der Arbeitgeber aus anderen gesetzlichen oder ver-
traglichen Gründen zur Fortzahlung des Entgelts ver-
pflichtet ist (BGH, NJW 1979, 422, 424). 
 
Nach Ansicht des BGH kann ein Beschäftigungsverbot 
gem. § 31 IfSG ein in der Person des Arbeitnehmers lie-
gendes, unverschuldetes Leistungshindernis nach § 616 
BGB darstellen und dementsprechend einen gesetzli-
chen Anspruch auf Entgeltfortzahlung begründen 
(BGH, NJW 1979, 422, 423). Hinderungsgrund sei auch 
in diesem Fall die von dem Betroffenen ausgehende 
Ansteckungsgefahr. 
 
Den Arbeitgeber belaste die Lohnfortzahlungspflicht 
während des Tätigkeitsverbotes nach § 616 BGB nach 
Ansicht des BGH nicht unbillig. Besteht der Verdacht ei-
ner Ansteckung eines Arbeitnehmers, so dürfe der Ar-
beitgeber ihn auch ohne ein behördliches Verbot nicht 

beschäftigen. Es obliege dem Arbeitgeber, diesen Ar-
beitnehmer von seiner Leistungspflicht zu entbinden 
und ihm unter Fortzahlung seiner Vergütung den Zu-
gang zum Betrieb zu verweigern. Schließlich stelle der 
auszuschließende Arbeitnehmer eine hinreichende Ge-
fahr für Leben oder Gesundheit der übrigen Arbeitneh-
mer dar, der der Arbeitgeber im Rahmen seiner Fürsor-
gepflicht entgegenwirken müsse. 
 
Die Pflicht zur Fortzahlung des Arbeitsentgelts nach 
§ 616 BGB kann durch Einzelvertrag ausgeschlossen 
werden. In diesem Fall lebt die Entschädigungspflicht 
der jeweils zuständigen Behörde unmittelbar wieder 
auf. Nur im Ausbildungsverhältnis ist eine solche Abbe-
dingung durch §§ 19, 25 BBiG untersagt.  
 
4. Betriebsrisiko 
 
Sollte der Arbeitgeber im Fall der Erkrankung einer gro-
ßen Zahl von Arbeitnehmern den Betrieb nicht auf-
rechterhalten können, trägt er das Betriebsrisiko, soweit 
Arbeitnehmer arbeitswillig und fähig sind. Folgende 
Maßnahmen können helfen, um übermäßige Belastun-
gen abzuwehren: 
 
• Der Arbeitgeber kann Kurzarbeit anordnen, um den 

Betrieb durch Senkung der Personalkosten vo-
rübergehend wirtschaftlich zu entlasten. Sofern 
kein Betriebsrat vorhanden ist, kommt Kurzarbeit in 
Frage, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist. 

 
• Im Falle eines Zulieferstopps aufgrund des Corona-

virus ist die Gewährung von Kurzarbeitergeld zu 
prüfen. Es kann sich um einen Fall der konjunktu-
rellen Kurzarbeit handeln. Voraussetzung zur Ge-
währung von Kurzarbeitergeld ist insbesondere der 
erhebliche Arbeitsausfall mit Entgeltausfall i.S.v. 
§ 96 Abs.1 Nr.4 SGB III. Zudem muss der Betrieb al-
les Mögliche tun, um die Kurzarbeit zu vermeiden. 
Dies vorausgesetzt, stellt ein Zulieferausfall auf-
grund des Virus aber jedenfalls ein unabwendbares 
Ereignis i.S.v. § 96 Abs.1 Nr.1 SGB III dar. 

 
• Ebenfalls ist der Arbeitgeber in besonderen Situa-

tionen, wie z. B. in Notfällen, berechtigt, Überstun-
den einseitig anzuordnen (BAG, Urteil vom 
27.2.1981 - 2 AZR 1162/78). Aufgrund seiner ar-
beitsvertraglichen Treuepflicht ist der Arbeitneh-
mer in diesen Situationen verpflichtet, Arbeiten 
auch über das arbeitsvertraglich Vereinbarte hin-
aus zu übernehmen.  
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Unter einer „Notlage" versteht das BAG eine unge-
wöhnliche Gefährdung der Betriebsanlagen, der 
Waren oder der Arbeitsplätze. Darüber hinaus hat 
das BAG auch die Gefährdung der termingerechten 
Abwicklung eines Auftrags mit den o. g. Folgen als 
besondere Situation anerkannt. Der Anordnung 
des Arbeitgebers darf sich der Arbeitnehmer dann 
nicht verschließen, wenn der Verzug der Abwick-
lung vom Arbeitgeber nicht verschuldet ist und der 
Arbeitnehmer bisher anstandslos, auch ohne das 
eine vertragliche Vereinbarung bestand, Überstun-
den geleistet hat. 
 

5. Datenschutzrechtliche Erwägungen 
 
Sobald der Verdacht einer Ansteckung besteht oder ein 
Arbeitnehmer an dem Virus erkrankt ist, muss der Ar-
beitgeber seiner Fürsorgepflicht gegenüber den übri-
gen Mitarbeitern nachkommen. Dadurch können die 
übrigen Arbeitnehmer Kenntnis von dem Verdacht der 
Ansteckung bzw. der Viruserkrankung ihres Kollegen 
erlangen.  
 
In diesem Fall liegt eine Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten vor. Die Offenlegung der Viruserkrankung im 
Betrieb stellt eine rechtmäßige Verarbeitung personen-
bezogener Daten i.S.v. Art. 6 Abs.1 lit. b), d) und f) 
DSGVO dar. Sie erfolgt zur Erfüllung der arbeitsvertrag-
lichen Fürsorgepflicht des Arbeitgebers und zum 
Schutz von Gesundheit und Leben der übrigen Mitar-
beiter und dient berechtigten Interessen.  
 
Dem steht nicht entgegen, dass es sich um Gesund-
heitsdaten i.S.v. Art. 9 Abs. 1 DSGVO handelt. Die Erfül-
lung der Fürsorgepflicht des Arbeitgebers zum Schutz 
vor einer weiteren Ausbreitung des Virus überwiegt das 
Selbstbestimmungsrecht des erkrankten Arbeitneh-
mers, Art. 9 Abs. 1DSGVO i. V. m. § 26 Abs. 3 BDSG. 
 
II. Vorbeugende Maßnahmen 
 
Der Arbeitgeber ist nach dem Arbeitsschutzgesetz    
(ArbSchG) verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen 
des Arbeitsschutzes unter Berücksichtigung der Um-
stände zu treffen, die die Sicherheit und Gesundheit der 
Beschäftigten bei der Arbeit gewährleisten und ihm 
möglich und zumutbar sind. Die Arbeitnehmer sind 
nach §§ 15, 16 ArbSchG verpflichtet, jede erhebliche Ge-
fahr für die Sicherheit und Gesundheit unverzüglich 
dem Arbeitgeber zu melden und dessen arbeitsschutz-
rechtlichen Weisungen nachzukommen.  
 

Dazu kann die Aufstellung eines „Pandemieplans" ge-
hören. Solche Planungen stellen sicher, dass das Unter-
nehmen nicht unvorbereitet von einer Pandemie über-
rascht wird, sondern geeignete Krisenstrategien zur 
Verfügung hat, die im Falle eines Falles kurzfristig akti-
viert werden können. Die Pandemiephasen der WHO 
können dabei zur Orientierung herangezogen werden. 
Folgende Regelungen bieten sich an: 
 
• Sachlicher Geltungsbereich: Sämtliche Maßnah-

men, die im Zusammenhang mit dem Auftreten ei-
ner Pandemie zum Schutz vor Beeinträchtigungen 
von Leben und Gesundheit der Mitarbeiter erfor-
derlich sind.  

• Die Ansteckungsgefahr durch Verhaltensregeln re-
duzieren: Tragen von Schutzmasken, Tragen von 
Schutzkleidung, regelmäßiges Desinfizieren der 
Hände, Wechseln der Kleidung beim Betreten des 
Betriebes, etc. 

 
• Es sollte vereinbart werden, dass der Arbeitgeber 

seinen Arbeitnehmern im Falle einer Pandemie 
auch solche Arbeiten zuweisen darf, die vertraglich 
nicht geschuldet sind. Insofern kann sein Wei-
sungsrecht in örtlicher, zeitlicher und sachlicher 
Hinsicht konkretisiert werden (Versetzungen, Über-
stunden, Vertretungsregeln). 

 
• Anordnung von Heim- bzw. Tele- oder Kurzarbeit. 
 
• Es kann festgelegt werden, in welchem Umfang Ar-

beitnehmer berechtigt sind, Überstunden abzu-
bauen, unbezahlten Urlaub zu beantragen etc. 

 
• Geltungsdauer: Der „Pandemieplan“ sollte ab dem 

Zeitpunkt des behördlich festgestellten Pandemie-
falls in Kraft treten und solange fortbestehen, bis 
die Pandemiewarnung aufgehoben wird.  

 
Darüber hinaus bieten sich Informations- und Aufklä-
rungsbroschüren zur allgemeinen Information der Mit-
arbeiter an. Arbeitgeber sollten stets auf ausreichende 
Hygienemaßnahmen bei den betrieblichen Abläufen 
achten. Um das Risiko von Pandemien möglichst gering 
zu halten, empfiehlt sich eine enge Zusammenarbeit 
mit den zuständigen Gesundheitsbehörden. 
 
III. Arbeitnehmerentsendung 
 
Grundsätzlich bleibt die Arbeitsleistung auch in Territo-
rien möglich, die in nennenswertem Umfang von An-
steckungskrankheiten betroffen sind. Es sind allerdings 
einige Besonderheiten zu beachten. 
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1. Zurückbehaltungsrecht 
 
Arbeitnehmern steht im Fall der Entsendung in auslän-
dische Gebiete, in denen das Virus auftritt, grundsätz-
lich kein Zurückbehaltungsrecht zu. Ein Zurückbehal-
tungsrecht besteht nach § 273 Abs. 1 BGB nur aus-
nahmsweise, soweit die Leistung dem Arbeitnehmer 
unzumutbar ist. Dazu muss die Erbringung der Arbeits-
leistung unter Umständen erfolgen, die für den Arbeit-
nehmer mit erheblichen Gefahren für Leben oder Ge-
sundheit einhergehen. Solange keine Reisewarnung 
des Auswärtigen Amtes vorliegt, ist dies regelmäßig 
nicht der Fall. 
Soweit für einzelne Länder oder Regionen eine Reise-
warnung des Auswärtigen Amtes vorliegt, können Ar-
beitnehmer ausnahmsweise berechtigt sein, einer Ent-
sendung in diese Gebiete zu widersprechen. Das Aus-
wärtige Amt spricht Reisewarnungen aus, wenn gene-
rell vor Reisen in diese Regionen gewarnt werden muss. 
Insofern werden auch die dort lebenden Deutschen 
aufgefordert, das Land zu verlassen.  
 
Hält sich der Arbeitnehmer bereits im Ausland auf, so 
sind die Ausführungen zu den Arbeitsverhältnissen in 
Deutschland übertragbar: 
 
Dem Arbeitnehmer steht kein generelles Zurückbehal-
tungsrecht zu. Es obliegt dem Arbeitgeber, einzelne Ar-
beitnehmer in Ausnahmefällen (bei einer unmittelbaren 
Gefahr für Leben oder Gesundheit) von ihrer Pflicht zur 
Erbringung der Arbeitsleistung zu entbinden. 
 
Etwas anderes kann im Falle einer Reisewarnung des 
Auswärtigen Amts gelten. Erstreckt sich die Warnung 
auf eine Region oder ein Land, in dem der Arbeitneh-
mer seine arbeitsverträglich geschuldete Leistung er-
bringt, kann dessen Pflicht zur Arbeitsleistung im Ein-
zelfall nach § 273 Abs. 1 BGB entfallen. Dabei kommt es 
darauf an, ob die arbeitsvertragliche Tätigkeit vom 
Schutzzweck der Reisewarnung erfasst wird. Dies kann 
z. B. an Orten mit erhöhtem Reise- und Publikumsver-
kehr wie Flughäfen und Bahnhöfen angenommen wer-
den. Nur dort ist der Arbeitnehmer den gleichen Ge-
sundheitsgefahren wie im Falle einer Entsendung aus-
gesetzt und die Leistungserbringung unzumutbar. 
 
Ob für Arbeitnehmer, die sich bereits im Ausland auf-
halten, ein Anspruch auf vom Arbeitgeber finanzierte 
Rückkehr besteht, hängt ebenfalls vom Einzelfall ab. 
Dabei kommt es z. B. auf die geplante Aufenthaltsdauer 
des Arbeitnehmers und die Perspektive im Hinblick auf 
die Ausbreitung der Krankheit in den entsprechenden 
Regionen an. 

Ein bloßer Sicherheitshinweis des Auswärtigen Amtes 
genügt nicht zur Annahme eines Zurückbehaltungs-
rechts des Arbeitnehmers nach § 273 Abs.1 BGB. Sicher-
heitshinweise machen auf länderspezifische Risiken für 
Reisende und Deutsche im Ausland aufmerksam und 
enthalten lediglich die Empfehlung von Reisen in diese 
Regionen Abstand zu nehmen. Dies ist zur Begründung 
eines Zurückbehaltungsrechts oder eines Anspruchs 
auf Rückholung nicht ausreichend. 
 
2. Entgeltfortzahlungsanspruch 
 
Der Arbeitnehmer behält seinen verträglichen Vergü-
tungsanspruch nur, wenn er die Reise berechtigter-
weise nicht antritt. Der Arbeitgeber kann diesem Ar-
beitnehmer dann aufgrund seines Direktionsrecht seine 
andere Arbeit zuweisen.  
 
Hält sich der Arbeitnehmer bereits im Ausland auf und 
ist infolge der Krankheit arbeitsunfähig, so hat er An-
spruch auf Fortzahlung der Vergütung nach § 3 Abs. 1 
EFZG, sofern dessen Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
3. Leistungen der Unfallversicherung  
 
Versicherungsschutz besteht, wenn Versicherte gegen-
über ihrem Arbeitgeber ins Ausland entsendet werden  
bzw. entsandt worden sind und dort aufgrund ihrer 
grundsätzlich versicherten Tätigkeit einer besonderen 
Gefahr ausgesetzt sind oder waren, z. B. weil sie ihre 
Tätigkeit in einem Katastrophen- oder auch Infektions-
gebiet ausüben und sich insofern der damit einherge-
henden Gefährdung nicht entziehen können. Die Vo-
raussetzungen sind jeweils im Einzelfall zu prüfen. 

Für die Inhalte des Merkblattes übernimmt die biha keine Haftung.         Stand: März 2020 


